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Die politische Debatte in Deutschland dreht sich seit Jahren um dieselben Reflexe:
Migration, Sicherheit, Standort. Wer regiert, verwaltet. Wer opponiert, empört sich.
Und mittendrin ein Wort, das alle im Mund führen, ohne es noch zu meinen:
Gerechtigkeit.

Denn geredet wird viel von Gerechtigkeit. Jede Partei, jede Gewerkschaft, jeder
Sozialverband hat den Begriff im Programm. Aber was meinen sie damit? In aller
Regel: mehr Geld für mich und meine – vermeintliche – Klientel. Gerechtigkeit als
Verteilungsfrage, als fiskalische Stellschraube, als Argument im Kampf um
Haushaltsmittel. Das ist keine intellektuelle Kapitulation, das ist schlimmer: Es ist
die systematische Entleerung eines Begriffs, der einmal das Gravitationszentrum
demokratischer Politik war. Dabei ist Gerechtigkeit, richtig verstanden, der
radikalste und zugleich nüchternste Begriff, den die politische Philosophie zu bieten
hat. Und er ist aktueller denn je.

Das große Missverständnis

Aber nirgends ist die Entleerung so folgenreich wie bei der Sozialdemokratie. Sie hat
Gerechtigkeit jahrzehntelang mit Umverteilung gleichgesetzt – mehr Geld hier,
weniger Steuern da, ein Zuschlag für die, ein Freibetrag für jene. Transaktionspolitik
im Gewand der sozialen Frage. Als ließe sich Gerechtigkeit herstellen, indem man
die Konsummöglichkeiten etwas gleichmäßiger verteilt.

Dass es so weit kommen konnte, ist kein Zufall. Die instrumentelle Vernunft des
Sozialwesens hat aus sozialer Gerechtigkeit den Geldtransfer gemacht – und sich an
der Entwicklung immer komplexerer Vergabe- und Verteilungssysteme fett genährt.
Ein ganzer Apparat aus Behörden, Trägern, Beratern und Verwaltungsgerichten lebt
davon, dass „sozial“ mit „monetär“ gleichgesetzt wird. Er hat kein Interesse daran,
die Gleichung zu hinterfragen. Aber man muss sie hinterfragen. Denn „sozial“ meint
nicht den Geldfluss. Sozial ist das Gesellschaftliche. Und Teilhabe am
Gesellschaftlichen läuft, selbst in einer marktwirtschaftlichen Ordnung, nicht nur
über Geld. Sie läuft über Zugang, über Mitsprache, über die Möglichkeit, etwas
beizutragen und dafür anerkannt zu werden.

Und genau das erklärt, warum die sozialdemokratische Gerechtigkeitserzählung seit
Jahren ins Leere läuft. Der Mindestlohn steigt, das Bürgergeld wird angepasst, der
Mietenstopp verkündet – und trotzdem wächst bei den Menschen das Gefühl, dass
etwas grundlegend nicht stimmt. Dass sie zwar versorgt, aber nicht gehört werden.
Dass sie zwar verwaltet, aber nicht beteiligt werden. Dass ihnen etwas fehlt, das
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sich nicht in Euro bemessen lässt.

Nirgends wird das deutlicher als in der Bürgergeld-Debatte. Die ganze Republik
streitet über Sanktionen bei versäumten Terminen, über Zumutbarkeitsregeln und
Mitwirkungspflichten – als wäre das der Skandal. Ist es nicht. Der eigentliche
Skandal ist, dass wir mehrere Millionen Menschen verloren haben. Menschen, die
nicht teilhaben an diesem Gemeinwesen, die keinen produktiven Beitrag leisten
können – nicht weil sie nicht wollen, sondern weil niemand sie lässt. Stattdessen
werden sie abgeparkt im staatlich finanzierten Konsum von Kohlenhydraten und
Kabelfernsehen. Ruhiggestellt, nicht ermächtigt. Versorgt, nicht gebraucht. Das ist
keine Sozialpolitik. Das ist die Entsorgung von Menschen aus dem gesellschaftlichen
Leben, und zwar mit gutem Gewissen und auf Kosten der Allgemeinheit.

Wer das für Gerechtigkeit hält, hat den Begriff nicht verstanden. Und wer glaubt,
das Problem ließe sich lösen, indem man die Sanktionen verschärft oder lockert, hat
es erst recht nicht verstanden. Denn beide Seiten dieser Debatte – die Hardliner wie
die Sozialpolitiker – operieren innerhalb derselben falschen Logik: Menschen als
Empfänger von Leistungen, nicht als Gestalter von Gesellschaft.

Was ihnen fehlt, ist Teilhabe. Nicht als Sonntagswort, sondern als gelebte
Wirklichkeit: die reale Möglichkeit, die Gesellschaft, in der man lebt, mitzugestalten.
Und genau hier liegt der Schlüssel – nicht in der Verteilung von Geld, sondern in der
Verteilung von Macht.

Die vergessene Würde der Arbeit

Die Arbeiterbewegung wusste das einmal. Sie wusste, dass Würde und Freude aus
produktiver, sinnvoller und fair bezahlter Arbeit kommen – nicht aus der Zuweisung
von Transferleistungen. Der Kampf um bessere Arbeitsbedingungen, um gerechte
Löhne, um Mitbestimmung im Betrieb war nie bloß ein ökonomischer
Verteilungskampf. Er war ein Kampf um Anerkennung, um Teilhabe, um das Recht,
als vollwertiges Mitglied der Gesellschaft zu gelten. Arbeit war das Medium der
Emanzipation – nicht deren Gegenteil.

Dass die SPD dieses Wissen verloren hat, ist ein vielleicht tödlicher Verlust. Und er
hat eine Geschichte. Sie beginnt in den achtziger Jahren, als die
Massenarbeitslosigkeit die Debatte vergiftete. Arbeitszeitverkürzung,
Frühverrentung – damals waren das Notmaßnahmen, geboren aus der Verzweiflung
einer Gesellschaft, die nicht genug Arbeit für alle hatte. Aber aus der Not wurde
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eine Ideologie: Arbeit als Zumutung, als etwas, das es zu reduzieren gilt, nicht zu
gestalten.

Die Folgen reichen bis heute. Statt die positive Kraft der Arbeit zu betonen, statt
bessere Arbeitsbedingungen einzufordern in einer globalisierten, durchverwalteten,
von hochtechnisierten Herrschaftsstrukturen durchzogenen Arbeitswelt – einer
„VUKA-Welt“ der Volatilität, der Unsicherheit, der Komplexität und der Ambiguität –,
dreht sich die Debatte nur noch um eines: Arbeitsvermeidung. Teilzeit als Lifestyle.
Rente mit 63 als Erlösung. Home-Office als Flucht. Die Sozialdemokratie hat sich in
eine Position manövriert, in der sie Arbeit nur noch als Last begreift, vor der sie die
Menschen schützen will – statt für Arbeit zu kämpfen, die den Namen verdient.

Dabei wäre genau das die Aufgabe: nicht weniger Arbeit, sondern bessere. Arbeit,
die nicht entfremdet, sondern ermächtigt. Arbeit, die den Einzelnen nicht zum
Rädchen im Getriebe einer algorithmisch gesteuerten Verwertungsmaschine
degradiert, sondern ihm Raum gibt für Kreativität, Verantwortung und Sinn. Das
wäre ein sozialdemokratisches Projekt. Aber dafür müsste man den Mut haben,
gegen den Zeitgeist zu argumentieren – und gegen die eigene Klientel.

Die verwaltete Welt

Adorno hat dafür einen Begriff geprägt, der in seiner Heimatstadt Frankfurt heute
aktueller ist als je zuvor: die „verwaltete Welt“. Gemeint ist eine Gesellschaft, in der
die Individuen nicht unterdrückt werden durch offene Gewalt, sondern durch
Strukturen, die sie zu Objekten machen – zu Empfängern von Leistungen, zu
Adressaten von Bescheiden, zu Nummern in einem System, das über sie verfügt,
ohne sie je zu fragen.

Die verwaltete Welt braucht keine Tyrannen. Sie braucht nur Apparate, die
reibungslos funktionieren – und Menschen, die aufgehört haben, Fragen zu stellen.

Wer das für Theorie hält, sollte einmal versuchen, von der Stadt Frankfurt eine
Auskunft nach dem Pressegesetz zu erhalten. Oder eine parlamentarische Petition
einzureichen, ohne anschließend von der Exekutive überprüft zu werden. Oder als
Bürgerin in einer Ausschusssitzung nachzufragen, wie eine Entscheidung zustande
kam, und dafür behandelt zu werden wie eine Störung im Betriebsablauf.
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Adorno hätte das vermutlich „Pseudo-Aktivität“ genannt (Resignation, 1969)
Foto: Stadt Frankfurt

Besonders aufschlussreich ist, was passiert, wenn Bürger von ihrem Recht auf
Informationsfreiheit Gebrauch machen: Die Bürgermeisterin verweist sie auf den
Wanderzirkus „Pavillon der Demokratie“ – eine Veranstaltung, bei der man unter
grüner Aufsicht Demokratie spielen darf, während die tatsächlichen demokratischen
Informationsrechte ignoriert werden. Simulierte Teilhabe statt realer Rechte.

Was man in all diesen Fällen erlebt, ist nicht Tyrannei. Es ist etwas Subtileres und in
gewisser Hinsicht Schlimmeres: die Gleichgültigkeit eines Systems, das gar nicht
mehr versteht, warum es sich rechtfertigen sollte.

Gerechtigkeit als Ermächtigung

Gerechtigkeit, richtig verstanden, meint das genaue Gegenteil dieser verwalteten
Ohnmacht. Sie meint nicht: mehr Konsum für alle. Sie meint: die Ermächtigung des
Einzelnen zur Mitgestaltung der Welt, in der er lebt. Eine gerechte Gesellschaft ist
nicht eine, in der jeder gleich viel hat – sondern eine, in der jeder gleich viel zählt. In
der Menschen nicht als Objekte von Sozialpolitik behandelt werden, sondern als
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Subjekte, die ihre Verhältnisse selbst bestimmen.

Das klingt pathetisch. Ist es aber nicht. Es ist ganz konkret. Es bedeutet:
Verwaltungen, die Rechenschaft ablegen. Parlamente, die nicht zum Vollzugsorgan
des Magistrats verkommen. Öffentliche Unternehmen, die öffentlich kontrolliert
werden. Eine Presse, die fragen darf, ohne verklagt zu werden. Bürger, die
Petitionen einreichen können, ohne danach aktenkundig zu werden. Es bedeutet:
Strukturen, die den Einzelnen nicht verwalten, sondern befähigen.

Das ist die Gerechtigkeitsfrage des 21. Jahrhunderts. Nicht: Wer bekommt wie viel?
Sondern: Wer darf mitreden? Wer hat Zugang zu Entscheidungen, die sein Leben
betreffen? Wer kontrolliert die Kontrolleure?

Was das für die Sozialdemokratie heißt

Henning Meyer hat in seinem Essay in der FAZ die Diagnose gestellt: Die SPD hat
sich einem transaktionalen Politikstil verschrieben – Maßnahmen wie Waren im
Supermarkt, ohne Kompass. Was fehlt, ist die Erzählung. Aber die Erzählung kann
nicht lauten: Wir geben euch mehr Geld. Das hat die SPD zwanzig Jahre lang
versucht, und zwanzig Jahre lang hat es nicht gereicht. Es reicht nie, weil es die
falsche Frage beantwortet.

Die richtige Erzählung lautet: Wir geben euch eure Stimme zurück.

Eine Sozialdemokratie, die das ernst meint, müsste bei sich selbst anfangen. In
Frankfurt hieße das: Transparenz nicht als Bedrohung begreifen, sondern als
demokratische Selbstverständlichkeit. Pressefreiheit nicht als Störfaktor, sondern
als Verbündete. Beteiligung nicht als Risiko, sondern als Ressource. Und die
Kommune nicht als Verwaltungsapparat, sondern als den Ort, an dem Demokratie
entweder gelebt wird – oder stirbt.

Willy Brandt wusste das. „Mehr Demokratie wagen“ war kein
Verteilungsversprechen. Es war ein Emanzipationsversprechen: die Zusage, dass
die Menschen nicht länger Objekte einer Politik sein sollen, die über ihre Köpfe
hinweg entscheidet. Es war ein Gesellschaftsentwurf. Und es hat funktioniert – nicht
obwohl es groß gedacht war, sondern weil.
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Die Alternative ist bekannt

Wer die Gerechtigkeitsfrage nicht stellt, überlässt sie anderen. Die Rechtspopulisten
haben das verstanden. Ihr Versprechen lautet: Teilhabe für „uns“ – auf Kosten der
anderen. Es ist eine pervertierte Gerechtigkeit, eine ethnische, exklusive, die den
universalistischen Kern des Begriffs zerstört. Aber sie füllt ein Vakuum, das die
demokratischen Parteien hinterlassen haben. Wo die SPD Sozialtarife anbietet,
bietet die AfD Zugehörigkeit an. Das ist unendlich gefährlicher – und unendlich
wirksamer.

Die SPD hat zwei Jahre Zeit, im Rahmen ihrer Grundsatzprogrammarbeit einen
Gegenentwurf vorzulegen. In Frankfurt ist die Frist kaum länger: Bei der nächsten
Kommunalwahl droht die Einstelligkeit. Das ist keine Polemik, das ist Mathematik.

Aber der Niedergang ist kein Naturgesetz. Er ist die Konsequenz einer Politik, die
Gerechtigkeit mit Geld verwechselt hat. Die den Menschen Transfers anbot, statt
ihnen Teilhabe zu ermöglichen. Die Symptome behandelte, statt Strukturen zu
verändern.

Gerechtigkeit, richtig verstanden, ist kein Programmpunkt. Sie ist die Emanzipation
des Einzelnen von den Herrschaftsstrukturen der verwalteten Welt. Sie ist die
Schaffung einer Gesellschaft, die allen Raum gibt – nicht nur zum Konsumieren,
sondern zum Gestalten. Das wäre ein Gesellschaftsentwurf, der diesen Namen
verdient. Und es wäre die einzige Erzählung, mit der die Sozialdemokratie eine
Zukunft hat.

Wenn sie will.

(siehe zum Thema auch den Beitrag von Janning Petersen: „Sollen sie doch Brioches
essen!“)

https://frankfurter-nachrichten.de/gastbeitrag-sollen-sie-doch-brioches-essen/
https://frankfurter-nachrichten.de/gastbeitrag-sollen-sie-doch-brioches-essen/

